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Beitragsordnung für juristische Personen der Arbeiterwohlfahrt 

Gem. Ziffer 7 Abs. 2a Verbandsstatut beschließt die Bundeskonferenz nachfolgende 

Regelungen über die Erhebung und Höhe von Beiträgen aller juristischen Personen, 

die im Sinne von Ziffer 3 des Verbandsstatuts Mitglied der Arbeiterwohlfahrt (AWO) 

sind, und der mit ihnen verbundenen Unternehmen. 

§ 1 

Erhebung eines Jahresbeitrags 

(1) Der Bundesverband erhebt beginnend mit dem Beitragsjahr 2024 zur Erfüllung 

seiner spitzenverbandlichen Aufgaben einen jeweils zum 1. Juli eines Jahres 

fälligen Jahresbeitrag aller juristischen Personen der AWO und der mit ihnen 

verbundenen Unternehmen. 

 

(2) Die Körperschaften sind verpflichtet, dem Bundesverband alle für die Berechnung 

erforderlichen Angaben, mindestens jedoch ihre Identität, ihren Sitz, ihre 

Beteiligungsverhältnisse sowie ihre AWO-Beteiligungen erstmalig bis zum 

31.10.2023 mitzuteilen.  

 

(3) Änderungen sind dem Bundesverband unaufgefordert zeitnah anzuzeigen.  

§ 2 

Grundsätze der Jahresbeitragserhebung 

(1) Die Erhebung der Beiträge richtet sich nach den strukturellen Besonderheiten der 

juristischen Personen der AWO.  

 

(2) Bei der Verteilung der Beitragslasten wird dem Grundsatz der Gleichbehandlung 

Rechnung getragen.  

§ 3 

Bemessung der Jahresbeiträge 

(1) Die Beiträge bemessen sich an den Bruttoarbeitsentgelten der jeweiligen 

juristischen Personen der AWO und den mit ihnen verbundenen Unternehmen.  

 

(2) Der Beitragssatz beträgt für die Jahre 2024 und 2025 jeweils 0,04 % des 

gesamten Bruttoarbeitsentgelts der hauptamtlichen Beschäftigten der jeweiligen 

Körperschaft (für 2024 ist das Bemessungsjahr 2022, für 2025 ist das 

Bemessungsjahr 2023; für die folgenden Jahre gilt dies entsprechend). Der 

Beitragssatz gilt so lange, wie keine anderslautende Regelung beschlossen 

wurde. 
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(3) Die Höhe des Beitrags richtet sich nach den in der Regel bei der 

Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) 

gemeldeten Bruttoarbeitsentgelten der jeweiligen Körperschaft. 

 

(4) Bei der Berechnung des Bruttoarbeitsentgeltes sind die Entgelte von 

Beschäftigten in Werkstätten für Menschen mit Behinderungen (WfbM) nach § 56 

SGB IX und bei anderen Leistungsanbietern nach § 60 SGB IX nicht zu 

berücksichtigen. 

 

(5) Der Beitragsbescheid der BGW des Vor-Vorjahres ist bzw. entsprechende 

Nachweise über die gesamten Bruttoarbeitsentgelte sind von der jeweiligen 

Körperschaft dem Bundesverband bis zum 1. Januar des Beitragsjahres 

vorzulegen. Aus dem zugesandten Beitragsbescheid der BGW oder den anderen 

Nachweisen müssen mindestens die Identität des Schuldners und die Summe der 

Bruttoarbeitsentgelte hervorgehen. 

§ 4 

Fälligkeit 

(1) Die Jahresbeiträge werden jährlich nach Rechnungsstellung durch den 

Bundesverband zum 1. Juli für das laufende Kalenderjahr zur Zahlung fällig und 

sind an die in der Rechnung ausgewiesene Bankverbindung zu überweisen. 

 

(2) Bei Austritt, Verlust oder anderweitiger Beendigung der Mitgliedschaft einer 

juristischen Person in der AWO während des laufenden Beitragsjahres erfolgt 

keine Rückerstattung durch den Bundesverband.  

§ 5 

Stundung und Erlass 

Das Bundespräsidium kann durch Beschluss mit Zweidrittelmehrheit von der nach 

dieser Ordnung festgestellten Erhebung der Jahresbeiträge im Einzelfall abweichen 

und Sondervereinbarungen treffen, insbesondere die Fälligkeit hinausschieben oder 

für einen bestimmten Zeitraum erlassen. Die Entscheidungen erfolgen nach den 

Grundsätzen der Abgabenordnung.  

§ 6  

Abtretung 

(1) Zahlt eine Körperschaft auf die Forderung des Bundesverbands gegen einen 

anderen Zahlungsverpflichteten, ist der Anspruch des Bundesverbands auf die 

zahlende Körperschaft abzutreten. 

 

(2) Für die Abtretung und deren Vereinbarung gelten die §§ 398 ff. Bürgerliches 

Gesetzbuch. 
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§ 7 

Vorgehen bei Pflichtverletzung  

(1) Werden die erforderlichen Informationen dem Bundesverband nicht rechtzeitig 

vorgelegt, schätzt der Bundesverband die Grundlagen für die Beitragserhebung. 

 

(2) Bei Nichtleistung gelten die Regelungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs.  

 

(3) Es ist der Zivilrechtsweg gegeben.  

§ 8 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

(1) Die Festlegung dieser Ordnung gilt erstmals zum im Jahr 2024 fällig 

werdenden Jahresbeitrag.  

 

(2) Die Beitragsordnung tritt in Kraft am Tage ihres Beschlusses durch die 

Bundeskonferenz in Schkeuditz am 22.04.2023. 

 

(3) Die Beitragsordnung gilt bis längstens zum 31.12.2030. 

 


